
Viele Arbeitnehmer nutzen 
für die Fahrt zur Arbeitsstel-
le öffentliche Verkehrsmit-

tel. Für sie (und erst recht für alle 
Arbeitgeber, die ihren Mitarbeitern 
gerne attraktive Incentives geben) 
begann das neue Jahr mit einer 
guten Nachricht: Ab sofort (d.h. 
ab dem Veranlagungszeitraum 
2019) werden gewährte Arbeit-
geberleistungen für die Nutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel zwi-
schen Wohnung und erster Tä-
tigkeitsstätte des Arbeitnehmers 
von der Steuer befreit. Das gilt für 
Barzuschüsse genauso wie für 
Sachbezüge. Die Steuerbefreiung 
umfasst zudem private Fahrten im 
öffentlichen Personennahverkehr.

Eine solche Steuerbefreiung 
gab es bis zum Jahr 2004 schon 
einmal; sie fi el aber damals fi -
nanzpolitischen Sparmaßnahmen 
zum Opfer. Inzwischen haben sich 
staatliche Kassenlage und Zeit-
geist (Stichwort Klimawandel) wie-
der geändert. Die Nutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel soll attraktiver 
werden, auch um die Umwelt- und 
Verkehrsbelastungen zu senken.

Zwar konnten Arbeitgeber auch 
bisher schon ihren Mitarbeitern den 
Weg zur Arbeit steuerlich attrakti-
ver gestalten. Das war aber nicht 
ganz unkompliziert, wie der Deut-
sche Steuerberaterverband (DStV) 
erklärt. Die Neuregelung verspricht 
hingegen weniger bürokratische 

Lasten. So hat sie für Arbeitgeber 
den Vorteil, dass sie das Job-Ticket 
nicht mehr in die monatliche 44-Eu-
ro-Freigrenze einbeziehen müssen 
(was bislang schnell zum Problem 
werden konnte). Auch eine etwaige 
pauschale Besteuerung ist dann 
überfl üssig.

Worauf Arbeitgeber
achten müssen
Ein paar Dinge sind dennoch zu be-
achten: Arbeitgeber müssen insbe-
sondere einen Zuschuss bzw. den 
gewährten Sachbezug grundsätz-
lich getrennt im Lohnkonto auf-
zeichnen (§ 4 Abs. 2 Nr. 4 LStDV). 
Er ist ferner auf der Lohnsteuer-
bescheinigung gesondert auszu-
weisen (§ 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 
EStG). Außerdem kann sowohl für 
den Kauf von Job-Tickets als auch 
für den Ersatz einer Fahrkarte kein 
Vorsteuerabzug in Anspruch ge-
nommen werden.
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UNSER TIPP DES MONATS
Beim Blaumann eines Monteurs oder dem weißen Kittel einer Ärztin stellt 
sich die Frage nach der Berufsbekleidung in aller Regel nicht. Die – aus ei-
gener Tasche bezahlte – Anschaffung solcher berufstypischen Kleidungs-
stücke kann bei den Werbungskosten in der Steuererklärung geltend 
gemacht werden. Was aber ist mit einem schwarzen Anzug? Den ordnete 
das Finanzamt bislang meist als (nicht abziehbare) „bürgerliche Kleidung“ 
ein. Nun befasst sich der Bundesfi nanzhof noch einmal mit der Frage.  

Lesen Sie mehr auf Seite 7
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KIRCHHOFF RECHTSANWÄLTE
STEUERBERATER

STEURO -Tipp
Die Steuerbefreiung gilt nur, 
wenn Arbeitgeber die Leistungen 
zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn erbringen. Die 
Steuerbefreiung gilt mithin nicht 
für Arbeitgeberleistungen, die 
durch Umwandlung des ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohns fi nan-
ziert werden. Mehr hierzu weiß 
Ihr Steuerberater.

DEUTLICHE ERLEICHTERUNGEN FÜR ARBEITGEBER

Das Job-Ticket gibt‘s jetzt steuerfrei

Arbeitnehmer müssen wis-
sen: Die steuerfreien Leistungen 
werden im Rahmen ihrer Einkom-
mensteuererklärung auf ihre Ent-
fernungspauschale angerechnet. 
Dadurch mindert sich ihr Wer-
bungskostenabzug entsprechend. 
Aber auch bisher schon minderten 
sowohl pauschal besteuerte als 
auch steuerfreie Bezüge, in denen 
die 44-Euro-Grenze greift, den Wer-
bungskostenabzug für den Weg 
von und zur Arbeit. 

Foto: Flamingo Images / Adobe Stock



EXKLUSIVE INFOS FÜR MANDANTEN S.21/2019STEURO

Die Grundsteuer kommt ausschließlich 
den Kommunen zugute und ist mit rund 

14 Milliarden Euro eine ihrer wichtigsten 
Einnahmequellen. Das Bundesverfassungs-
gericht hielt die bisherige Art der Wertermitt-
lung für die Grundsteuer für nicht mit dem 
Grundgesetz vereinbar. Hauptkritikpunkt war, 
dass die zugrunde gelegten Werte die tat-
sächlichen Wertentwicklungen nicht mehr in 
ausreichendem Maß widerspiegeln. Spätes-
tens bis zum Jahresende muss der Gesetz-
geber eine Neuregelung treffen, die eine rea-
litätsgerechte Besteuerung gewährleistet. 

In diesem Modell bleibt es beim drei-
stufi gen Verfahren, um die Grundsteuer 

zu berechnen: Zunächst wird der Grund-
stückswert ermittelt, dann der Steuer-
messbetrag festgesetzt und schließlich 
erfolgt die Grundsteuerfestsetzung durch 
Anwendung des kommunalen Hebesatzes. 
Unter Beachtung der Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts schlägt das BMF 
vor, die bisher für die Grundsteuer gelten-
den Bewertungsverfahren zur Ermittlung 
der Grundstückswerte zu modernisieren 
und die Steuermesszahlen anzupassen. 

Finanzminister Olaf Scholz kann mit sei-
nen Plänen nicht einmal den eigenen 

Koalitionspartner überzeugen. CDU und 
CSU halten den Vorschlag, der sich an ei-
nem halben Dutzend Wertkomponenten ei-
ner Immobilie orientiert, für zu kompliziert, 
ungerecht und verfassungswidrig.

Bei Eigentümerverbänden sorgt noch 
eine andere Idee für große Empörung: Da 
eine Reform einige Mieter mehr belasten 
könnte, will die SPD die Grundsteuer-Umla-
ge auf die Mieten ganz kippen. Auch hier-
von hält der Koalitionspartner nichts. 

Die Ausgangslage 
bei der Grundsteuer

Wichtige Eckpunkte des 
wertabhängigen Modells

Kritik an den Vorschlägen 
des Bundesfinanzministers

PLÄNE DES BUNDESFINANZMINISTERS STOSSEN AUF WENIG GEGENLIEBE 

Rätselraten bei der Grundsteuer-Reform
Wie genau es bei der längst überfälligen Reform der Grundsteuer weitergeht, lässt sich derzeit 
seriös kaum vorhersagen. Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat zwar nun seine Ideen präsentiert – 
die können aber selbst den eigenen Koalitionspartner kaum überzeugen. Hier der aktuelle Stand*.

Das Tauziehen um die Re-
form der Grundsteuer geht 
weiter. Zwischenzeitlich hat 

Bundesfi nanzminister Olaf Scholz 
(SPD) seine Überlegungen für die 
Reform der Grundsteuer vorge-
stellt – die bei Weitem nicht über-
all auf Gegenliebe stoßen (siehe 
dazu Kasten unten rechts).

Gesucht wird nach einer 
praktikablen Lösung 
Ziel aller Bemühungen ist es, die 
Grundsteuer im Einklang mit der 
Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts auf eine rechtssi-
chere Basis zu stellen. Gleichzeitig 
soll die Steuer für die Gemeinden 
als wichtige Einnahmequelle dau-
erhaft gesichert bleiben. Zudem 
sollen die Steuerzahler nicht we-
sentlich stärker belastet werden.

Die Aufgabe des Bundesfi nanz-
ministers ist es, das Gesamtauf-
kommen aus der Grundsteuer 
auf dem jetzigen Niveau stabil zu 
halten. Gewünscht wird hierbei 
ein möglichst bürgerfreundliches 
Besteuerungsverfahren, das mit 
einem vertretbaren Verwaltungs-
aufwand einhergeht und deutlich 
weniger bürokratisch ist als die 
bisherige Regelung. Seine hierzu 

jetzt vorgelegten Vorschläge stie-
ßen jedoch schon bei ihrer Veröf-
fentlichung auf massive Kritik. 

Für die anstehenden Verhand-
lungen mit den Ländern bringt das 
BMF zwei unterschiedliche Bewer-
tungsansätze ein, über die jetzt dis-
kutiert werden solll:

  Ein wertunabhängiges Modell, 
das an der Fläche der Grundstü-
cke und der vorhandenen Gebäu-
de ansetzt. Für die Bestimmung 
der Gebäudefl äche sollen dabei 
die Geschossfl ächen herange-
zogen werden. Auf die so ermit-
telten Grundstücks- und Gebäu-
defl ächen werden anschließend 
spezielle Faktoren angewendet, 

die nach der Art der Gebäude-
nutzung unterscheiden (und für 
Wohngebäude niedriger ausfal-
len als für Geschäftsgebäude). 
Die Werte der Immobilien bleiben 
bei diesem Modell unberücksich-
tigt. Das macht zwar die Berech-
nung der Besteuerungs-Grund-
lage vergleichsweise einfach. 
Jedoch führt dies im Ergebnis 
womöglich dazu, dass beispiels-
weise für ein Einfamilienhaus am 
Stadtrand dieselbe Grundsteuer 
fällig wird wie für eine Stadtvil-
la, oder für eine Eigentumswoh-
nung in der Vorstadt genauso 
viel wie für ein gleich großes Lu-
xus-Apartment im Zentrum.

Fo
to

: J
ea

nL
uc

 / 
Ad

ob
e 

St
oc

k

  Ein wertabhängiges Modell, das 
am tatsächlichen Wert einer 
Immobilie ansetzt. Dazu sind 
die Werte von Grund und Boden 
sowie von Gebäuden anhand 
hochkomplexer Berechnungsver-
fahren zu ermitteln. Das wertab-
hängige Modell sorgt dafür, dass 
vergleichbare Immobilien auch 
ähnlich besteuert werden. Damit 
liegt es näher an den Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts 
für eine realitätsgerechte Besteu-
erung der Grundstücke auch im 
Verhältnis zueinander. Umstrit-
ten ist freilich, wie die Wertermitt-
lung zustande kommt.

Finanzminister Olaf Scholz fa-
vorisiert nach eigenem Bekunden 
das wertabhängige Modell, weil 
es „sozial ausgeglichener“ sei. Um 
den bürokratischen Aufwand hier-
für halbwegs zu begrenzen, will er 
Millionen von Immobilieneigentü-
mern dazu zwingen, die Finanzbe-
hörden noch im Jahr 2019 mit den 
entsprechend benötigten Daten zu 
versorgen. Dazu würde neben der 
Grundstücks- und Wohn- bzw. Ge-
werbefl äche unter anderem auch 
das Alter der Gebäude und die 
Höhe der Netto-Miete gehören. 

* bei Redaktionsschluss Ende Januar
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Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer hat sich 
zu Jahresanfang 2019 aus rechtlicher 
Sicht einiges an Neuerungen ergeben. Wir 

geben hier eine kurze Übersicht zu drei wichti-
gen Neuregelungen im Arbeitsrecht.

a) Gesetz zur Weiterentwicklung des Teilzeit-
rechts – Einführung einer Brückenteilzeit
Seit dem 1. Januar 2019 haben Arbeitnehmer 
einen Anspruch auf zeitlich begrenzte Teilzeit-
arbeit, die „Brückenteilzeit“. Hierbei können sie 
ihre Arbeitszeit für einen vereinbarten Zeitraum 
zwischen einem Jahr und fünf Jahren verrin-
gern und anschließend wieder zur ursprüngli-
chen Arbeitszeit zurückkehren. Der neue Teil-
zeitanspruch gilt aber nicht immer und überall, 
sondern nur bei Arbeitgebern mit in der Regel 
mehr als 45 Arbeitnehmern. Für Arbeitgeber mit 
46 bis 200 Mitarbeitern wird zusätzlich eine Zu-
mutbarkeitsgrenze eingeführt, nach der nur ei-
nem pro angefangenen 15 Arbeitnehmer/innen 
Brückenteilzeit gewährt werden muss.

Gleichzeitig sieht das Gesetz Regelungen vor, 
damit Arbeitnehmer nicht in der „Teilzeitfalle“ 
landen. Teilt der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber 
seinen Wunsch nach einer Verlängerung seiner 
Arbeitszeit mit, muss er bei der Besetzung eines 
entsprechenden freien Arbeitsplatzes (bei glei-

cher Eignung gegenüber anderen Bewerbern) 
bevorzugt berücksichtigt werden. Zu möglichen 
entgegenstehenden Gründen zählen etwa Ar-
beitszeitwünsche anderer teilzeitbeschäftigter 
Arbeitnehmer oder dringende betriebliche Grün-
de. Die Beweislast hierfür liegt beim Arbeitgeber.

b) Anpassung von Kündigungsfristen
Arbeitgeber müssen bei der Berechnung der 
von ihnen einzuhaltenden Kündigungsfrist die 
gesamte Dauer der Betriebs- bzw. Unterneh-
menszugehörigkeit eines Arbeitnehmers be-
rücksichtigen. Die bisherige deutsche Regelung, 

nach der vor Vollendung des 25. Lebensjahrs 
liegende Beschäftigungszeiten des Arbeitneh-
mers nicht berücksichtigt werden, entfällt. Sie 
verstieß laut Europäischem Gerichtshof (Az. 
C-555/07) gegen  das unionsrechtliche Verbot 
von Diskriminierung wegen des Alters.

c) Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns
Der Mindestlohn beträgt bundesweit seit dem 
1. Januar 2019 brutto 9,19 Euro je tatsächlich 
geleisteter Arbeitsstunde (vorher: 8,84 Euro). 
Zum 1. Januar 2020 steigt er dann auf brutto 
9,35 Euro. 

ZU JAHRESBEGINN TRATEN IM ARBEITSRECHT EINIGE NEUREGELUNGEN IN KRAFT

Teilzeit & Co.: Was sich im neuen Jahr ändert
Ein rechtlich geregelter Anspruch auf Teilzeit, die veränderte Berechnung der Kündigungsfrist 
für junge Arbeitnehmer und eine Anhebung des Mindestlohns: Das sind die drei wichtigsten 
Änderungen im Arbeitsrecht ab Januar 2019. Wir erklären kurz, was dahinter steckt.

Fo
to

: M
ar

ku
s M

ai
nk

a 
 / 

Ad
ob

e 
St

oc
k

Eine Entscheidung, 
die Arbeitnehmern 
künftig leichterfallen 
könnte: Sie sollen nach 
einer bestimmten Zeit 
Teilzeitarbeit wieder 
problemlos zur ur-
sprünglichen Arbeitszeit 
zurückkehren können.

Die von der Bundesregie-
rung geplante Sonder-AfA 
für den Neubau von 

Mietwohnungen (siehe STEURO 
4/2018) ist vorerst vom Tisch. 
Der Bundesrat hat den dazuge-
hörigen Gesetzesbeschluss des 
Bundestags in seiner Sitzung 
kurz vor Weihnachten von der 
Tagesordnung abgesetzt.

Noch besteht für bauwillige 
Investoren aber Hoffnung. Denn 
das Gesetzgebungsverfahren 
ist damit noch nicht beendet. 
Auf Antrag eines Landes oder 
der Bundesregierung kann der 

Gesetzesbeschluss auf eine der 
nächsten Tagesordnungen des 
Bundesrats genommen werden. 
Das Gesetz benötigt die Zustim-
mung der Länderkammer, um in 
Kraft zu treten.

Mit der Sonderabschreibung 
soll der Wohnungsbau angekur-
belt werden, auch um den ange-
spannten Mietwohnungsmarkt 
in vielen Städten zu entspannen. 
Um das zu erreichen, will die Bun-
desregierung neue steuerliche 
Anreize für den frei fi nanzierten 
Neubau von günstigen Mietwoh-
nungen setzen. Eben dafür soll 

eine bis Ende 2021 befristete 
steuerliche Sonderabschreibung 
eingeführt werden. Zur linearen 
Abschreibung von zwei Prozent 
pro Jahr kommen dann über ei-
nen Zeitraum von vier Veranla-
gungszeiträumen zusätzlich fünf 
weitere Prozentpunkte jährlich.

Länderkammer hat
einiges zu kritisieren
Der Bundesrat hatte in einer Stel-
lungnahme vor allem eine fehlen-
de Begrenzung der Miethöhe be-
mängelt (siehe STEURO 6/2018). 
Er bat deshalb zu prüfen, wie 

verhindert werden kann, dass In-
vestoren für ihre Wohnungen die 
höchstmögliche Miete verlangen. 
Außerdem hatte er kritisiert, dass 
die Begrenzung der abschrei-
bungsfähigen Anschaffungs- und 
Herstellungskosten auf 3.000 
Euro pro Quadratmeter Wohn-
fl äche allein nicht ausreicht, um 
neue Wohnungen im bezahlbaren 
Mietsegment zu schaffen.

Wenig Hoffnung macht aller-
dings der Blick in die Vergangen-
heit: Bereits im Jahr 2016 war 
ein vergleichbares Vorhaben zu 
einer Sonder-AfA gescheitert. 

BUNDESRAT STREICHT GESETZENTWURF VON DER TAGESORDNUNG

Sonder-AfA für den Wohnungsbau nicht in Sicht
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VERGÜTUNG VON REISEZEITEN

Auslandsentsendung 
im Interesse des Chefs

Entsendet der Arbeitgeber den Arbeit-
nehmer vorübergehend zur Arbeit ins 

Ausland, sind die für Hin- und Rückreise er-
forderlichen Zeiten wie Arbeit zu vergüten. 
Das entschied das Bundesarbeitsgericht 
(BAG, Urteil vom 17. Oktober 2018, Az. 5 
AZR 553/17). Die Entsendung eines Arbeit-
nehmers liege ausschließlich im Interesse 
des Arbeitgebers. Daher sei die Reisezeit in 
der Regel wie Arbeit zu vergüten. Zu Grun-
de gelegt werden muss dabei grundsätz-
lich die Reisezeit, die bei einem Flug in der 
Economy Class anfällt. 

NEUE 0,5-%-REGELUNG

Steuervorteile für 
Elektro-Dienstwagen
Mit sauberer Energie betriebene Dienst-

wagen lohnen sich steuerlich ab sofort 
deutlich mehr. Bisher musste die Privatnut-
zung eines elektrisch angetriebenen Dienst-
wagens bzw. Hybridfahrzeugs mit einem 
Prozent des inländischen Listenpreises 
pro Kalendermonat versteuert werden. Für 
E-Autos, die nach dem 31. Dezember 2018 
und vor dem 1. Januar 2022 angeschafft 
werden, sinkt dieser Wert nun auf 0,5 Pro-
zent. Dazu wird die Bemessungsgrundlage 
halbiert, also der zu Grunde gelegte Listen-
preis. Die Neuregelung gilt auch für von au-
ßen aufl adbare Hybridelektrofahrzeuge.

Weitere Voraussetzung für letztge-
nannte Fahrzeuge:

  Ihre Kohlendioxidemission darf höchs-
tens 50 Gramm je gefahrenen Kilometer 
betragen oder
  ihre Reichweite unter ausschließlicher 
Nutzung der elektrischen Antriebsmaschi-
ne liegt bei mindestens 40 Kilometer. 

WERBUNGSKOSTEN BEI VERMIETUNG UND VERPACHTUNG

Auch Verkauf kann dienlich sein
Eine Eigentümerin stritt sich mit dem Fi-

nanzamt über die Werbungskosten bei Ver-
mietung und Verpachtung. Der Fall lag etwas 
komplizierter: Die Frau wollte das ihr von den 
Eltern übertragene Einfamilienhaus verkaufen, 
um damit die Anschaffung einer (noch zu er-
richtenden) Eigentumswohnung zu fi nanzieren. 
Dazu nahm sie für den mit der Wohnungsbau-
gesellschaft vereinbarten Abschlag zunächst 
ein tilgungsfreies und befristetes Darlehen auf. 
Dieses wollte sie mit dem Erlös aus dem Haus-
verkauf zurückzahlen. Die neue Wohnung wollte 
die Tochter an ihre Eltern vermieten.

Bei dem Hausverkauf gab es Komplikatio-
nen, der erste Kaufi nteressent stellte sich als 
Betrüger heraus. Daher musste die Eigentü-
merin einen Anwalt einschalten. Letztlich ge-
lang mit Hilfe einer beauftragten Maklerin der 
Verkauf an einen anderen Interessenten.

Finanzamt sah keinen Zusammenhang 
zu den Einnahmen aus der Vermietung
Anschließend machte die Verkäuferin die Kos-
ten für den Anwalt, die Maklerin und den Notar 
als Werbungskosten bei den Einkünften aus der 
Vermietung der Eigentumswohnung geltend. 
Das Finanzamt stellte sich quer. Es argumen-
tierte unter anderem damit, dass es sich beim 
Verkauf des Hauses um die Veräußerung eines 
privatgenutzten Objekts gehandelt habe – und 
damit um Kosten, die mit einer Grundstücksver-
äußerung in Zusammenhang stünden.

Dem widersprach das Finanzgericht Köln 
(FG Köln, Urteil vom 21. März 2018, Az. 3 K 
2364/15). Der Zusammenhang zwischen den 
hier in Rede stehenden Aufwendungen mit den 
Einkünften aus der Vermietung der Eigentums-
wohnung überlagere den Zusammenhang der 

Aufwendungen mit den Veräußerungsverträgen 
über das Einfamilienhaus. Das hat nach Auffas-
sung der Richter zur Folge, dass die Aufwendun-
gen als Werbungskosten bei den Einkünften der 
Klägerin aus Vermietung und Verpachtung zum 
Abzug zugelassen werden müssen.

Letztlich muss nun aber doch der Bundesfi -
nanzhof entscheiden. Hier ist die Revision an-
hängig (BFH, Az. IX R 22/18). 

Foto: JeanLuc / Adobe Stock
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AKTUELLE STUDIE ZUR EINKOMMENSTEUER

Topverdiener tragen Hauptlast
Die Einkommensteuer ist 

die wichtigste Steuer 
des deutschen Staats. Zu-
sammen mit dem Solidari-
tätszuschlag spült sie jedes 
Jahr über 300 Milliarden 
Euro in die Staatskasse, das 
entspricht etwa 40 Prozent 
aller Steuereinnahmen von 
Bund, Ländern und Gemein-
den. Eine aktuelle Studie des 
Instituts der deutschen Wirt-
schaft (IW) zeigt: Das reichs-

te Zehntel der Bevölkerung 
trägt mehr als 50 Prozent der 
Einkommensteuer.

Auf der anderen Seite gibt 
es etwa 20 Millionen Erwach-
sene, die keine Einkommen-
steuer zahlen, weil sie zu we-
nig verdienen oder steuerfreie 
Einkünfte beziehen. Mit über 
sieben Millionen sind Rentner 
die größte Gruppe. Aber auch 
Auszubildende, Studenten, 
geringfügig Beschäftigte und 

Arbeitslose leisten keinen 
Beitrag zur Einkommensteu-
er. Insgesamt zahlen rund 30 
Prozent der Erwachsenen kei-
ne Einkommensteuer. 

STEURO -Tipp
Die Halbierung der Bemessungsgrundla-
ge bei der Anschaffung von Elektrofahr-
zeugen gilt auch für Elektrofahrräder – 
allerdings nur, wenn sie verkehrsrechtlich 
als Kraftfahrzeuge einzuordnen sind.

STEURO -Tipp

In dem entschiedenen Fall hatte die Verkäu-
ferin (eine Steuerberaterin) von Anfang an 
darauf geachtet, den notwendigen Veranlas-
sungszusammenhang deutlich zu machen. So 
richtete sie etwa extra ein eigenes Vermie-
tungskonto ein, über das alle Transaktionen 
rund um den Hausverkauf, das Darlehen und 
den Wohnungskauf liefen. Außerdem stützte 
sie sich in ihrer Argumentation auf ein zuvor 
ergangenes Urteil des Bundesfi nanzhofs zum 
Thema Maklerkosten (Urteil des BFH vom 11. 
Februar 2014, Az. IX R 22/13). 
Worauf Sie ganz generell beim Thema Wer-
bungskosten rund um Vermietung und Ver-
pachtung achten sollten, erklärt Ihnen gerne 
die Steuerberaterin Ihres Vertrauens.

Fo
to

: T
im

 R
ec

km
an

n/
pi

xe
lio

.d
e



%%%§§§§§§§§§%%%§%%%§%%%§%%%
§§§§§§§§§
%%%
§
%%%
§
%%%
§
%%%§§§
§

§§§
§

§§§
§

§§§ %%%%%%%%%%%%%%%%%%%%%
§§§%§§§%§§§%§§§

EXKLUSIVE INFOS FÜR MANDANTENS.5 3/2016EXKLUSIVE INFOS FÜR MANDANTENS.5 1/2019 STEURO

Zum 1. Juli 2019 steigt die Rente – im 
Westen voraussichtlich um 3,2 Prozent, 

im Osten um 3,9 Prozent (die tatsächliche 
Höhe der Rentenanpassung wird erst im 
März 2019 feststehen). Bereits jetzt ist 
aber klar, dass durch die Rentenanhebung 
mehr Rentner in die Steuerpfl icht rutschen 
werden. Die Bundesregierung schätzt, dass 
rund 48.000 Rentner dann eine Steuererklä-
rung abgeben müssen.

Ob die Pfl icht zur Abgabe einer Steuer-
erklärung besteht, hängt aber nicht allein 
davon ab, ob der steuerpfl ichtige Teil der 
Rente den Grundfreibetrag übersteigt, stellt 
die Bundesregierung in diesem Zusammen-
hang noch einmal klar. Bei der Ermittlung 
der Höhe des Gesamtbetrags der Einkünfte 
(als ausschlaggebendes Kriterium für die 
Pfl icht zur Abgabe einer Steuererklärung) 
müssen neben dem steuerpfl ichtigen Teil 
der Rentenbezüge in der Regel weitere steu-
erlich relevante Sachverhalte berücksich-
tigt werden. Dazu zählen beispielsweise 
Einkünfte aus anderen Einkunftsarten (z.B. 
einer Vermietung). 

Absolviert ein Kind eine Ausbildung, 
endet der Kindergeldanspruch nicht 

zwangsläufi g mit der Bekanntgabe des 
Ergebnisses der Abschlussprüfung. Das 
entschied das Finanzgericht Baden-Würt-
temberg (Urteil vom 24. April 2018, Az. 
10 K 112/18, rkr.). Umstritten in dem Fall 
waren die Zahlungen des Kindergelds in 
zwei Monaten zwischen dem Bestehen 
der Abschlussprüfung und dem vertrag-
lich vereinbarten Ende der Ausbildung zur 
Erzieherin (bzw. der Vergabe der Berufs-
bezeichnung). Glück für die klagenden 
Eltern: Entgegen einer anderslautenden 
Vorschrift im Berufsbildungsgesetz gilt in 
Baden-Württemberg eine Rechtsvorschrift, 
nach der eine Ausbildung erst dann als ab-
geschlossen gilt, wenn neben den theoreti-
schen auch die praktischen Ausbildungsin-
halte vollständig vermittelt worden sind. 

ALLE EINKÜNFTE BEDENKEN

Mehr Rentner müssen 
ihre Steuer erklären

ANSPRUCH AUF KINDERGELD

Ausbildungsende nach 
der Abschlussprüfung?

ERNEUERBARE ENERGIE AUS ERTRAGSTEUERLICHER SICHT

Photovoltaik richtig bewerten
Photovoltaikanlagen gehören hierzulande 

längst zu einem gewohnten Anblick. Doch 
zu ihrer ertragsteuerlichen Behandlung beste-
hen nach wie vor einige Zweifelsfragen, etwa 
zur Bewertung des selbst verbrauchten Stroms. 
Hierzu hat nun das Finanzministerium Schles-
wig-Holstein Stellung genommen (FinMin 
Schleswig-Holstein, Einkommensteuer-Kurzin-
formation Nr. 2018/13 vom 25. Juli 2018).

Demnach handelt es sich bei der Verwen-
dung des Stroms für den privaten Haushalt 
um eine Sachentnahme des Stroms. Deshalb 
muss hier der so genannte Teilwert angesetzt 
werden (nach § 6 Absatz 1 Nummer 4 EStG). 
Dieser Teilwert ermittelt sich grundsätzlich 
nach den anteiligen Herstellungskosten des 
selbst verbrauchten Stroms. Hierbei werden 
unter anderem die Abschreibung und die Finan-
zierungskosten mit einbezogen (das Gleiche 
gilt im Übrigen für Blockheizkraftwerke). 

Aus Vereinfachungsgründen kann der Ent-
nahmewert im Wege der Schätzung aus dem 
Strompreis eines regionalen Energieversorgers 
abgeleitet werden. Es bestehen keine Beden-
ken bei Anlagen, die ab dem 1. April 2012 in Be-
trieb genommen wurden, den für den privaten 
Haushalt entnommenen Strom mit 0,20 Euro/
kWh zu bewerten.

Beim Batteriespeicher 
kommt es auf die Bauart an
Immer mehr Eigentümer setzen außerdem auf 
Batteriespeicher, um den gewonnenen Strom 
auch nutzen zu können, wenn die Sonne gerade 
nicht scheint. Die Speicher können auf unter-
schiedliche Art und Weise in eine (bestehende) 
Photovoltaikanlage integriert werden (Einbau 
vor oder nach dem Wechselrichter). In Abhän-
gigkeit von der Bauart kann der Batteriespeicher 
daher ein selbständiges Wirtschaftsgut oder 
unselbständiger Bestandteil der Photovoltaikan-
lage sein. Handelt es sich bei dem Batteriespei-
cher um ein selbständiges Wirtschaftsgut und 
dient dieser allein der Zwischenspeicherung des 
selbst erzeugten Stroms zur anschließenden pri-
vaten Verwendung, ist der Batteriespeicher dem 
Privatvermögen zuzuordnen. 

Foto: M_Ray/fotolia

Foto: Franz / Adobe Stock

AUTOBAUER HANDELTE IN EIGENWIRTSCHAFTLICHEM INTERESSE

Rabatt ist kein Arbeitslohn 
Die Automobilbranche ist 

in Deutschland eng ver-
zahnt. So eng, dass manche 
Hersteller den Arbeitnehmern 
eines verbundenen Unterneh-
mens (etwa einem Zulieferer) 
dieselben Rabatte beim Au-
tokauf einräumen wie den ei-
genen Mitarbeitern. In einem 
Streitfall sah das Finanzamt 
nun in einem solchen Rabatt 
einen steuerpfl ichtigen Ar-
beitslohn. Dagegen klagte der 
betroffene Arbeitnehmer. 

Mit Erfolg: Das Finanzge-
richt Köln sah weder in dem 
Pkw-Rabatt noch in dem zu-
sätzlichen Verzicht auf die 
Überführungskosten einen 
Arbeitslohn (FG Köln, Urteil 
vom 11. Oktober 2018, Az. 7 
K 2053/17). Schließlich wer-
de der Rabatt ja gar nicht 
für die Arbeitsleistung des 

Klägers gewährt. Entschei-
dend sei vielmehr, dass der 
Autobauer die Rabatte im 
eigenwirtschaftlichen Ver-
kaufsinteresse einräumt, um 
durch die leicht zugängliche 
Kundengruppe seinen Um-
satz zu steigern.

Gericht widerspricht
Bundesfinanzministerium
Mit dem Urteil stellen sich 
die Finanzrichter außerdem 
gegen den so genannten 

„Rabatterlass“ 
des Bundesfi -
nanzministeri-
ums (Schreiben des Bundes-
fi nanzministeriums vom 20. 
Januar 2015, BStBl. I 2015, 
143). Danach sollen Preisvor-
teile, die Arbeitnehmern von 
wirtschaftlich verbundenen 
Unternehmen eingeräumt 
werden, ebenso regelmäßig 
Arbeitslohn sein wie Vorteile, 
die einem eigenen Arbeitneh-
mer gewährt werden. 

STEURO -Tipp

Das Finanzamt hat gegen die Entscheidung Revision beim 
Bundesfi nanzhof in München eingelegt (BFH, Az. VI R 53/18). 
Bis zur endgültigen Entscheidung dort sollten betroffene 
Steuerpfl ichtige in vergleichbaren Fällen nach Rücksprache 
und mit Unterstützung ihres Steuerberaters unter Berufung 
auf das laufende BFH-Verfahren Einspruch gegen ablehnende 
Bescheide des Finanzamts einlegen.
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WENN (MINDESTENS) EIN MITUNTERNEHMER AUSSCHEIDET 

Realteilen will gelernt sein
Das Bundesfinanzministerium hat jetzt neue Regeln zur 
Realteilung einer Personengesellschaft aufgestellt.

Wenn die Mitunternehmer einer Perso-
nengesellschaft getrennte Wege gehen 
möchten, bietet sich eine Realteilung 

an. Auf diese Weise können die Wirtschafts-
güter der Personengesellschaft steuerneutral 
übertragen werden. Das Problem: Der Begriff 
der „Realteilung“ wird vom Gesetz zwar voraus-
gesetzt, aber nicht klar defi niert. Das Bundesfi -
nanzministerium hat in einem aktuellen Schrei-
ben nun noch einmal deutlich gemacht, worauf 
geachtet werden muss (BMF, Schreiben vom 19. 
Dezember 2018, Gz. IV C 6 - S 2242/07/10002).

Hier das Wichtigste aus dem BMF-Schreiben 
kurz zusammengefasst: 

  Eine „echte“ Realteilung (im Sinne des § 16 
Absatz 3 Satz 2 und 3 EStG) wird auf der Ebe-
ne der Mitunternehmerschaft durch den ver-
wirklichten Tatbestand der Betriebsaufgabe 
(i.S.d. § 16 Absatz 3 Satz 1 EStG) gekenn-
zeichnet.
  Eine Betriebsaufgabe auf Ebene der Mitun-
ternehmerschaft (und damit ein Fall der „ech-
ten“ Realteilung) liegt auch bei Ausscheiden 
eines Mitunternehmers unter Übertragung 
eines Teilbetriebs, eines (Teil-)Mitunterneh-
meranteils an einer Tochter-Personengesell-
schaft oder von Einzelwirtschaftsgütern aus 
einer zweigliedrigen Mitunternehmerschaft 
vor. Das gilt auch, wenn der verbleibende 
Mitunternehmer den Betrieb fortführt (in 
Form eines Einzelunternehmens).
  Zu unterscheiden davon ist die so genannte 
„unechte“ Realteilung einer mehrgliedrigen 
Mitunternehmerschaft. Diese liegt vor, wenn 
(mindestens) ein Mitunternehmer gegen 
Übertragung von Wirtschaftsgütern des Be-
triebsvermögens ausscheidet, diese Wirt-
schaftsgüter aber beim ausscheidenden Mit-

unternehmer zumindest teilweise weiterhin 
Betriebsvermögen darstellen und die verblei-
benden Mitunternehmer die Mitunternehmer-
schaft fortführen (Urteil des Bundesfi nanz-
hofs, Az. IV R 31/14).
  Kein Fall der „unechten“ Realteilung liegt da-
gegen vor, wenn der ausscheidende Mitunter-
nehmer die ihm im Rahmen seines Ausschei-
dens übertragenen Einzelwirtschaftsgüter 
vollständig ins Privatvermögen überführt. In 
diesem Fall erzielt der ausscheidende Mitun-
ternehmer einen Veräußerungsgewinn.
  Scheidet ein Mitunternehmer aus einer Mit-
unternehmerschaft in der Weise aus, dass 
sein Mitunternehmeranteil den verbleibenden 
Mitunternehmern zufällt und er dafür eine Ab-
fi ndung in Geld erhält, liegt ebenfalls kein Fall 
der Realteilung vor.

Das Schreiben enthält darüber hinaus noch 
einige weitere Klarstellungen, etwa zu Sperrfris-
ten, zur Buchwertfortführung oder zum Umgang 
mit den stillen Reserven. 

STEURO -Tipp
Unverzichtbarer Partner bei einer Realteilung 
ist der Steuerberater. Denn vor Änderungen 
der unternehmerischen Beteiligungen sollten 
stets alle möglichen steuerlichen Konsequen-
zen geprüft werden, und zwar sowohl auf 
Ebene der Firma als auch für die individuellen 
Gesellschafter. So müssen zum Beispiel bei 
der Übernahme von Sonderbetriebsvermö-
gen einwandfreie Vereinbarungen getroffen 
werden. Ein Fehler bei der Übertragung kann 
nicht nur viel Ärger mit dem Finanzamt 
machen, sondern auch schnell teuer werden 
– etwa wenn nachträglich Gewinn versteuert 
werden muss. Ihr Steuerberater hilft Ihnen bei 
der optimalen Gestaltung der Realteilung.
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Betrieblich veranlasste Schuldzinsen 
(etwa für Darlehen) können grund-
sätzlich in voller Höhe sowohl han-

delsrechtlich als auch steuerrechtlich als 
Betriebsausgaben abgezogen werden. 
Unter bestimmten Voraussetzungen unter-
sagt das Steuerrecht jedoch einen Abzug 
dieser Schuldzinsen als Betriebsausgaben. 
Nun hat das Bundesfi nanzministerium in 
einem Schreiben die Regeln hierzu (nach 
§ 4 Abs. 4a EStG) noch einmal überarbei-
tet, unter Berücksichtigung der aktuellen 
Rechtsprechung des Bundesfi nanzhofs 
(BMF-Schreiben vom 2. November 2018, 
Gz. IV C 6 - S 2144/07/10001 :007).

Demnach können Schuldzinsen nur 
beschränkt abgezogen werden, wenn ein 
Unternehmer seinem Betrieb mehr Mittel 
entnimmt als er einlegt und als Gewinn er-
wirtschaftet. In einem solchen Fall liegen 
so genannte Überentnahmen vor. Diese 
müssen in der Regel pauschal mit 6% dem 
steuerpfl ichtigen Gewinn hinzugerechnet 
werden. Durch diesen Rechenschritt wird 
die steuermindernde Wirkung der zuvor in 
voller Höhe als Betriebsausgaben gebuch-
ten Zinsaufwendungen teilweise wieder 
aufgehoben.

Im Hinblick auf die steuerliche Abzieh-
barkeit ist jetzt eine zweistufi ge Prüfung 
erforderlich:

  In einem ersten Schritt muss ermittelt 
werden, ob und inwieweit Schuldzinsen 
überhaupt zu den betrieblich veranlass-
ten Aufwendungen gehören.
  In einem zweiten Schritt muss geprüft 
werden, ob der Betriebsausgabenabzug 
wegen Überentnahmen eingeschränkt ist.

Das BMF stellt außerdem klar: Wenn ein 
Darlehen zur Finanzierung außerbetrieb-
licher Zwecke (insbesondere von Entnah-
men) aufgenommen wird, liegt keine be-
triebliche Veranlassung vor. Nicht von der 
Abzugsbeschränkung erfasst werden Zin-
sen für Darlehen zur Finanzierung von An-
schaffungs- und Herstellungskosten von 
Anlagevermögen (Investitionsdarlehen). 
Mehr zu den Regeln rund um den Schuld-
zinsenabzug weiß Ihr Steuerberater. 

SCHULDZINSENABZUG
Richtig rechnen
in zwei Schritten

Foto: Marko Greitschus/pixelio.de
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Um ein kriselndes Unter-
nehmen zu retten, ist ne-
ben Kapital oft auch Kre-

ativität gefragt. Diese bewiesen 
vier Brüder, als sie die familien-
eigene GmbH vor der Insolvenz 
bewahrten. Nur zeigen Finanz-
beamte für Kreativität meist eher 
wenig Verständnis.

Doch von Anfang an: Die ge-
nannten Brüder waren alle mit 
dem gleichen Anteil an einer einst 
vom Vater gegründeten GmbH 
(bzw. deren Stammeinlage) be-
teiligt. Das Unternehmen geriet 
in Not. Es drohte die Inanspruch-
nahme aus einer Bürgschaft, was 
letztendlich wohl die Liquidation 
der Gesellschaft bedeutet hätte. 
Daraufhin leisteten die Brüder – 
jeweils in gleicher Höhe – eine 
Zuführung in die Kapitalrücklage 
der GmbH. Ein Teil der Einzahlung 

stammte aus der mit der Gläubi-
gerbank abgestimmten Veräu-
ßerung des besicherten Grund-
stücks (an einen der Brüder).

Die GmbH verwendete das 
Geld planmäßig dazu, ihre Bank-
verbindlichkeiten zu tilgen. An-
schließend veräußerten die Brü-
der ihre Gesellschafteranteile an 
eine neue GmbH (an der zwei Brü-
der und ein Dritter beteiligt waren) 
für 0 Euro. In ihrer Steuererklärung 
machten sie den Verlust aus die-
ser Veräußerung geltend. Der Ver-
lust ergab sich aus der anfängli-
chen GmbH-Stammeinlage und 
der Kapitalzuführung als nach-
trägliche Anschaffungskosten.

Das Finanzamt berücksichtig-
te aber lediglich den Verlust der 
eingezahlten Stammeinlage – 
woraufhin einer der Brüder vor Ge-
richt zog. Vor dem Finanzgericht 

unterlag er zunächst. Die weitere 
Zuführung in die Kapitalrücklage 
habe wirtschaftlich betrachtet 
schließlich nur der Ablösung der 
von Gesellschafterseite gewähr-
ten Sicherheiten (Grundschuld 
und Bürgschaften) gedient. Der 
Kläger legte Revision beim Bun-
desfi nanzhof ein – mit Erfolg 
(BFH, Urteil vom 20. Juli 2018, Az. 
IX R 5/15; veröffentlicht am 21. 
November 2018).

Freiwillige Einzahlung 
in die Kapitalrücklage
Zunächst stellten die Finanzrich-
ter noch einmal klar, was genau 
nachträgliche Anschaffungskos-
ten sind. Dabei handelt es sich 
um solche Aufwendungen des 
Gesellschafters, die nach han-
dels- und bilanzsteuerrechtlichen 
Grundsätzen zu einer offenen 

oder verdeckten Einlage in das 
Kapital der Gesellschaft führen. 
Hierzu zählen auch freiwillige 
und ohne Gewährung von Vor-
zügen seitens der Kapitalgesell-
schaft erbrachte Einzahlungen in 
die Kapitalrücklage – so, wie sie 
die Brüder im Streitfall geleistet 
hatten. Daher musste der von 
ihnen getragene Aufwand auch 
vollumfänglich bei der Berech-
nung des Verlusts aus der Ver-
äußerung der GmbH-Anteile als 
nachträgliche Anschaffungskos-
ten berücksichtigt werden. 

Einen Missbrauch von Gestal-
tungsmöglichkeiten des Rechts 
(i.S. des § 42 Abs. 1 Satz 1 AO) 
sah der BFH nicht. Schließlich 
widerspreche die Ausstattung ei-
ner Gesellschaft mit Eigenkapital 
nicht den Wertungen des Gesell-
schaftsrechts. 

NACHTRÄGLICHE ANSCHAFFUNGSKOSTEN EINES GMBH-GESELLSCHAFTERS

Vier clevere Brüder gegen das Finanzamt 

Berufsbekleidung kann oft bei den Werbungskosten geltend 
gemacht werden. Was aber ist mit einem schwarzen Anzug?

Bei Blaumann und Schutzhelm eines Mon-
teurs oder dem weißen Kittel einer Ärztin 

stellt sich die Frage nach der Berufsbekleidung 
in aller Regel nicht. Die – aus eigener Tasche be-
zahlte – Anschaffung solcher berufstypischen 
Kleidungsstücke kann bei den Werbungskosten 
in der Steuererklärung geltend gemacht werden.

„Bürgerliche Kleidung“ kann eigentlich 
nicht von der Steuer abgezogen werden
Was aber ist mit dem schwarzen Anzug? Es gibt 
schließlich einige Berufe, bei denen der Anzug 
zum guten Ton gehört. Vorstellbar wären etwa 
die Angestellten einer Bank, der Oberkellner in 
einem feinen Restaurant oder auch – ganz klas-
sisch – der Leichenbestatter.

Andererseits kann eine solche Garderobe 
auch zu allerlei privaten (festlichen) Anlässen 
getragen werden – weshalb ein Anzug vom Fi-
nanzamt in aller Regel auch zur so genannten 
„bürgerlichen Kleidung“ gezählt wird. Und eben 
die kann nicht von der Steuer abgesetzt werden, 
auch nicht teilweise.

Im Grundsatz hat das Finanzgericht Ber-
lin-Brandenburg diese Auffassung zum Thema 
Anzug in einem aktuellen Streitfall rund um 
einen Trauerredner auch bestätigt (FG Ber-
lin-Brandenburg, Urteil vom 29. August 2018, 
Az. 3 K 3278/15). Ein schwarzer Anzug, der sich 
in keiner Weise von dem unterscheidet, was ein 
großer Teil der Bevölkerung als festliche Klei-
dung zu besonderen Anlässen trägt, ist keine 
typische Berufskleidung, so die Richter hier.

Dagegen hat der Bundesfi nanzhof (BFH) in 
den vergangenen Jahrzehnten aber einige ge-
genteilige Entscheidungen getroffen, wie auch 
die Berliner Finanzrichter in ihrer Entscheidung 
bemerken. Der BFH nahm dabei unter anderem 
ausdrücklich Bezug auf den schwarzen Anzug 
eines Kellners (Urteil vom 9. März 1979, Az. VI 
R 171/77), eines Leichenbestatters (Urteil vom 
30. September 1970, Az. I R 33/69) und eines 
katholischen Geistlichen (Urteil vom 10. No-
vember 1989, Az. VI R 159/86). In diesen Fällen 
sahen die Richter „die Verwendung aufgrund be-
rufsspezifi scher Eigenschaften der Kleidungs-

stücke für Zwecke der privaten Lebensführung 
so gut wie ausgeschlossen“. Bei der festlichen 
Garderobe der Instrumentalsolistin eines Or-
chesters wiederum leider nicht (Urteil vom 18. 
April 1991, Az. IV R 13/90).

Eine überzeugende Erklärung für die jeweili-
ge Entscheidung blieb der BFH in den genann-
ten Fällen aber schuldig, wunderten sich die mit 
dem aktuellen Fall befassten Richter in Berlin. 
Ihnen kamen die Unterscheidungen doch recht 
willkürlich und teilweise auch widersprüchlich 
vor. Um ein für allemal Klarheit (bzw. eine ein-
heitliche Rechtsprechung) zu schaffen, ließ das 
Finanzgericht daher die Revision beim BFH zu 
(Az. VIII R 33/18). Nun müssen die Richter dort 
die modischen Entscheidungen ihrer Vorgänger 
noch einmal genau unter die Lupe nehmen. 

Foto:  Kzenon / Adobe Stock

AUCH LEICHENBESTATTER KÖNNEN AUF EINEN TANZBALL GEHEN

Wenn das Finanzamt schwarz sieht

oder verdeckten Einlage in das 
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Steuerkalender 2019
TERMINE

  Finanzamt     kommunale Steuer

Bei verspäteter Steuerzahlung bis zu drei Tagen werden Zuschläge nicht erhoben (§ 240 Abs. 3 AO). Diese Schonfrist (siehe oben) entfällt bei 
Barzahlung und Zahlung per Scheck. Achtung: Ein Scheck muss spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag dem Finanzamt vorliegen!
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Mo 4 11 18 25

Di 5 12 19 26

Mi 6 13 20 27

Do 7 14 21 28

Fr 1 8 15 22

Sa 2 9 16 23

So 3 10 17 24

Februar
11.02. Ende der Abgabefrist
14.02. Ende der Zahlungsschonfrist
 Lohn- und Kirchensteuer
 Umsatzsteuer
 Kapitalertragsteuer
 15-prozentige Abzug-
  steuer für Bauleistungen

15.02. Ende der Abgabefrist
18.02. Ende der Zahlungsschonfrist
 Gewerbesteuer
 Grundsteuer

STEURO -Tipp
Neben dem Einspruch bietet 
sich ein Antrag auf Aussetzung 
der Vollziehung (AdV) an. Für 
Zeiträume ab April 2015 sollten 
die Finanzämter diesem auf 
Grundlage des erwähnten 
BMF-Schreibens stattgeben. Ihr 
Steuerberater steht Ihnen bei 
beidem hilfreich zur Seite.

1/2019

Die Luft für den 6-%-Zinssatz 
im Steuerrecht wird immer 
dünner (wir berichteten im 

STEURO mehrfach). Jetzt hat der 
Bundesfi nanzhof (BFH) das zweite 
Mal innerhalb kurzer Zeit zur Höhe 
des Zinssatzes auf Steuernachzah-
lungen und -erstattungen Stellung 
bezogen (Beschluss vom 3. Sep-
tember 2018, Az. VIII B 15/18).

Die Richter des VIII. Senats 
äußerten genau so wie bereits 
zuvor die Kollegen des IX. Senats 
(Beschluss vom 25. April 2018, 
Az. IX B 21/18) erhebliche verfas-
sungsrechtliche Bedenken. In dem 
entschiedenen Fall gewährte das 
Gericht die beantragte Aussetzung 
der Vollziehung (AdV). Der VIII. Se-
nat erweiterte darüber hinaus den 
Zeitraum: Die Höhe des Zinssatzes 
sei schon seit (November) 2012 
verfassungsrechtlich zweifelhaft 
(der IX. Senat sah die Höhe des 

fristgerecht Einspruch eingelegt 
werden, um den Bescheid offenzu-
halten. Dies ist besonders wichtig, 
da Betroffene von einer günstigen 
Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts nur in offenen Fällen 
profi tieren können. 

Mo 4 11 18 25

Di 5 12 19 26

Mi 6 13 20 27

Do 7 14 21 28

Fr 1 8 15 22 29

Sa 2 9 16 23 30

So 3 10 17 24 31

März
11.03. Ende der Abgabefrist
14.03. Ende der Zahlungsschonfrist
 Lohn- und Kirchensteuer
 Umsatzsteuer
 Kapitalertragsteuer
 15-prozentige Abzug-
  steuer für Bauleistungen
 Einkommensteuer
 Körperschaftsteuer

Mo 1 8 15 22 29

Di 2 9 16 23 30

Mi 3 10 17 24

Do 4 11 18 25

Fr 5 12 19 26

Sa 6 13 20 27

So 7 14 21 28

April
10.04. Ende der Abgabefrist
15.04. Ende der Zahlungsschonfrist
 Lohn- und Kirchensteuer
 Umsatzsteuer
 Kapitalertragsteuer
 15-prozentige Abzug-
  steuer für Bauleistungen

Zinssatzes erst ab April 2015 als 
problematisch an). 

Vor dem Hintergrund der an-
haltenden Niedrigzinsphase be-
mängelte der BFH u.a. erneut die 
„realitätsferne Bemessung“ des 
Zinssatzes, die wie ein „sanktio-
nierender, rechtsgrundloser Zu-
schlag“ wirke. Auch der Typisie-
rung des Zinssatzes aus Gründen 
der Praktikabilität und Verwal-
tungsvereinfachung erteilten die 
Richter angesichts der heutigen 
technischen Möglichkeiten aber-
mals eine Absage.

Neue Entscheidung gilt 
auch für Aussetzungszinsen
Das Gericht stellte außerdem klar: 
Die Entscheidungsgründe bezie-
hen sich auf die Höhe des Zinssat-
zes nach § 238 AO. Sie gelten nach 
Auffassung des BFH daher nicht 
nur für Nachzahlungszinsen, son-

dern z.B. (wie im Streitfall) auch für 
Aussetzungszinsen.

Auf die ältere BFH-Entschei-
dung aus dem April hatte das 
Bundesministerium der Finanzen 
bereits reagiert. Demnach sollen 
die Finanzämter bis auf Weiteres 
die Vollziehung für alle verfah-
rensrechtlichen Zinsen, die ab 
April 2015 entstanden sind, auf 
Antrag aussetzen. Auf Grundlage 
der aktuellen Entscheidung hat 
das Ministerium die Anweisung 
auf Verzinsungszeiträume ab April 
2012 ausgedehnt (BMF-Schreiben 
vom 14. Dezember 2018, Gz. IV A 
3 - S-0465/18/10005-01).

Der Steuerrechtsausschuss 
des Deutschen Steuerberaterver-
bands e.V. (DStV) rät vor diesem 
Hintergrund: Gegen Zinsbescheide 
ohne entsprechenden Vorläufi g-
keitsvermerk sollte mit Verweis auf 
die anhängigen BVerfG-Verfahren 
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Luft für hohen Zinssatz wird dünner


